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Beihilfe

Zehnte Verordnung zur Anderung der Bundesbeihilfeverordnung
(Stand: April 2024)

Die Zehnte Verordnung zur Anderung der Bundesbeihilfeverordnung (BBhV) wurde am 13. Mirz
2024 im Bundesgesetzblatt verkiindet (Teil I Nummer 92). Die Anderungen treten iiberwiegend am
1. April 2024 in Kraft.

1. Worum geht es in der Zehnten Anderungsverordnung?

Mit der 10. Anderungsverordnung erfolgen wichtige Neuerungen und Konkretisierungen zur Er-
stattungsfihigkeit von Aufwendungen und damit zur Geltendmachung von Beihilfeleistungen.

Hervorzuheben sind etliche Verfahrenserleichterungen, wie dem Wegfall der bisherigen Befristung
bei wiederkehrenden Zahlungen fiir Aufwendungen in Pflegefillen, der Verldangerung der Antrags-
frist von einem Jahr auf drei Jahre sowie dem Wegfall des Gutachterverfahrens im Bereich der Reha-
bilitationsmafinahmen.

Daneben werden Regelungen aus dem Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung sowie der so-
zialen Pflegeversicherung wirkungsgleich bzw. in Anlehnung an diese in die BBhV iibertragen. Dazu
gehoren gesonderte Anspruchsgrundlagen fiir digitale Gesundheitsanwendungen, die Ubergangs-
pflege im Krankenhaus und die aufierklinische Intensivpflege.

2. Was sind die wesentlichen Anderungen ab 1. April 2024?

a) Verlingerung der Antragsfrist (§ 54 Absatz 1 BBhV)

Die Antragsfrist von einem Jahr fiir die Gewédhrung von Beihilfe wird auf drei Jahre verlangert.
Mafigeblich sind weiterhin das Rechnungsdatum und das Eingangsdatum der Rechnungsbelege
bei der Beihilfestelle.

Die Neuregelung gilt in den laufenden Beihilfeverfahren fiir alle noch nicht bestandskréftig ent-
schiedene Beihilfeantrige.

b) Vorlage von Wahlleistungsvereinbarungen (§ 51 Absatz 3 BBhV)

Die generelle Verpflichtung zur Vorlage der Wahlleistungsvereinbarungen bei gesondert berech-
neten wahldrztlichen Leistungen und der Unterkunft wihrend einer Krankenhausbehandlung
entfillt und erfolgt nur auf Verlangen der Beihilfestelle.
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Einheitlicher Hochstbetrag fiir Wahlleistung Unterkunft in zugelassenen und nicht zugelasse-
nen Krankenhiusern (§ 26 Absatz 1 BBhV und § 26a Absatz 1 BBhV)

Fiir die Wahlleistung Unterkunft in zugelassenen Krankenhdusern und in Privatkliniken gilt ein
pauschaler tiglicher Hochstsatz. Aufgrund uniibersichtlicher Ausstattungs- und Variantenvielfalt
von Zweibett-Unterkiinften in Krankenhidusern war bei Abschluss der Wahlleistungsvereinba-
rung nicht absehbar, welche Kosten von der Beihilfe erstattet werden.

Als Basis gilt kiinftig der tigliche Durchschnittsbetrag fiir ein Zweibettzimmer in Deutschland.
Dies ergibt einen Hochstbetrag von 1,2 Prozent der oberen Grenze des einheitlichen Basisfall-
wertkorridors. Der bisherige Abzugsbetrag von 14,50 Euro entfillt. Eine Differenzierung zwischen
Einbett- und Zweibettzimmer findet nicht statt.

Der neue Hochstbetrag ist durch die jahrliche Anpassung des Basisfallwerts dynamisiert. Die An-
passung erfolgt regelmaifiig zum 1. April eines Jahres. Der Betrag wird im gesonderten Merkblatt
Krankenhaus und im Internet kommuniziert. Der beihilfefihige Hochstbetrag fiir die Wahlleis-
tung Unterkunft betrdgt ab 1. April 2024 téglich 51,79 Euro.

Ubergangspflege im Krankenhaus (§ 26b BBhV)

Wenn im unmittelbaren Anschluss an eine Krankenhausbehandlung erforderliche Leistungen der
hauslichen Krankenpflege, der Kurzzeitpflege, Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder
andere Pflegeleistungen nicht erbracht werden kénnen, sind Leistungen der Ubergangspflege in
dem Krankenhaus, in dem die Behandlung erfolgt ist, fiir zehn Tage beihilfefdhig. Nicht beihilfe-
fahig sind Aufwendungen fiir gesondert berechnete Wahlleistungen fiir Unterkunft im Rahmen
der Ubergangspflege.

Verweis auf Anlage V der Arzneimittel-Richtlinie zu Medizinprodukten (§ 22 Absatz 1 BBhV)

Die bisherige Anlage 4 zu § 22 Absatz 1 BBhV entfillt, da neu hinzugekommene Medizinprodukte
nach Anlage V der Arzneimittel-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses bis zur Anpas-
sung der BBhV zunichst nicht beihilfefdhig waren. Durch den direkten Verweis auf die jeweils
giltige Anlage V der Arzneimittel-Richtlinie gilt immer wirkungsgleich der aktuelle Stand.

Verweis auf Anlage II der Arzneimittel-Richtlinie zu nicht beihilfefahigen Lifestyle Arznei-
mitteln (§ 22 Absatz 2 BBhV)

Die bisherige Anlage 5 zu § 22 Absatz 2 Nummer 1 BBhV zu nicht beihilfefihigen Arzneimitteln,
die iberwiegend der Erh6hung der Lebensqualitit dienen, nahm bisher zeitversetzt auf die Rege-
lung der Anlage II der Arzneimittel-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses Bezug. Auf-
grund des direkten Verweises auf Anlage II der Arzneimittel-Richtlinie entfdllt Anlage 5 der BBhV.

Verweis auf Anlage I der Arzneimittel-Richtlinie zu nicht verschreibungspflichtigen Arznei-
mittel (§ 22 Absatz 2 BBhV)

Neu hinzugekommene Arzneimittel, die nicht verschreibungspflichtig sind, waren zunéchst bei
Ausnahmetatbestinden nicht beihilfefihig, bis das Beihilferecht wieder aktualisiert worden ist.
Statt der gesonderten Regelung in Anlage 6 zu § 22 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe c BBhV erfolgt
ein direkter Verweis auf Anlage I der Arzneimittel-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses zur Beihilfefihigkeit von nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln.

Seite 2von 7 Bundesverwaltungsamt
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Eigenbehalte fiir nicht verfiigbare Arzneimittel (§ 49 Absatz 1 BBhV)

Erfolgt in der Apotheke auf Grund Nichtverfiigbarkeit eines Arzneimittels ein Austausch des ver-
ordneten Arzneimittels gegen mehrere Packungen mit geringerer PackungsgrofRe, weil es inner-
halb angemessener Zeit nicht beschafft werden kann, so mindern sich die beihilfefahigen Auf-
wendungen nur einmalig um einen Eigenbehalt auf der Grundlage der PackungsgrofRe, die der
verordneten Menge entspricht. Dies gilt entsprechend bei der Abgabe einer Teilmenge aus einer
Packung.

Modifizierte Eigenblutbehandlung (Anlage 1 zu § 6 Absatz 4 BBhV)

Beihilfefahig sind Aufwendungen fiir eine modifizierte Eigenblutbehandlung im Bereich der
Zahnheilkunde fir eine Behandlung mit autologen Thrombozytenkonzentraten wie pldttchenrei-
ches Plasma (PRP) und plittchenreiches Fibrin (PRF) nach Extraktion eines Zahnes oder mehrerer
Zéhne sowie im Bereich der Augenheilkunde fiir eine Behandlung mit autologen Serumaugen-
tropfen aus Eigenblut als Tranenersatzstoff bei einer trockenen Glandulae tarsales.

Anpassung des Heilmittelverzeichnisses (Anlage 9 zu § 23 Absatz 1 BBhV)

Die beihilferechtlichen Hochstbetrige fiir Heilmittel in den Bereichen Physiotherapie, Podologie
und Erndhrungstherapie werden an die jeweiligen Hochstpreise im Bereich der gesetzlichen
Krankenversicherung angepasst.

Voraussetzungen fiir Rehabilitationsmafinahmen (§ 36 Absatz 1 BBhV)

Bei voranerkennungspflichtigen stationdren Rehabilitationsmafinahmen, Mutter-Kind- oder Va-
ter-Kind-Rehabilitationsmafnahmen und ambulanten Rehabilitationsmafinahmen in einem an-
erkannten Heilbad oder Kurort zur Wiederherstellung oder Erhaltung der Dienstfiahigkeit entfallt
das obligatorische Gutachterverfahren.

Die Voranerkennung erfolgt stattdessen aufgrund einer arztlichen Bescheinigung zur medizini-
schen Notwendigkeit der Manahme. Nur in Ausnahmefillen wird die Beihilfestelle ein Gutach-
ten beauftragen, etwa bei wiederholter Rehabilitationsmafnahme innerhalb von vier Jahren.

Bei Diagnosen aus dem Indikationsspektrum zur Anwendung von Psychotherapie ist die Beschei-
nigung zur Notwendigkeit auch durch eine Psychologische Psychotherapeutin oder einen Psy-
chologischen Psychotherapeuten moglich.

Versorgung einer pflegebediirftigen Person bei Inanspruchnahme von Vorsorge- oder Rehabi-
litationsleistungen durch die Pflegeperson (§ 38c Absatz 2 BBhV)

Um den Zugang zu Rehabilitationsmafinahmen fiir Pflegepersonen zu stirken, haben pflegebe-
durftige Personen ab dem 1. Juli 2024 entsprechend § 42a des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XI) Anspruch auf Versorgung in zugelassenen Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen,
wenn dort gleichzeitig Leistungen zur medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation von einer
Pflegeperson in Anspruch genommen werden.

m) Wiederkehrende Zahlungen zu Aufwendungen in Pflegefillen (§ 51 Absatz 2 BBhV)

Die bisherige Befristung der wiederkehrenden Zahlungen zu pflegebedingten Aufwendungen von
maximal 12 Monaten entféllt und ist damit ohne regelméaflige Antragstellung unbefristet moglich.
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Voraussetzung ist, dass die Aufwendungen in gleichbleibender Héhe anfallen. Die Beihilfe kann
daher zur Pauschalbeihilfe zum héduslichen Pflegegeld sowie bei anerkanntem Hausnotruf und
pauschalem Bedarf fiir Pflegeverbrauchshilfsmittel monatlich wiederkehrend gezahlt werden.
Das Vorliegen der Voraussetzungen wird regelméifiig gepriift, etwa durch den Nachweis fiir Bera-
tungsbesuche.

Bei vollstationdrer Pflege ist eine wiederkehrende Zahlung durch die Abhéngigkeit der zustehen-
den Beihilfe von den Einnahmen und dem selbst zu tragenden Eigenanteil weiterhin fiir maximal
bis zu 12 Monate im Kalenderjahr moglich.

Verordnung von psychiatrischer hiauslicher Krankenpflege (§ 27 Absatz 2 BBhV)

Die ambulant erbrachte psychiatrische hiusliche Krankenpflege kann neben entsprechenden
Fachirztinnen und Fachérzten auch von einer Psychologischen Psychotherapeutin oder einem
Psychologischen Psychotherapeuten verordnet werden.

Auflerklinische Intensivpflege (§ 27a BBhV)

Aufwendungen fiir eine auf3erklinische Intensivpflege sind beihilfefdhig, wenn ein besonders ho-
her Bedarf an medizinischer Behandlungspflege besteht, die eine stindige Anwesenheit einer ge-
eigneten Pflegefachkraft zur individuellen Kontrolle und Einsatzbereitschaft erfordert. Der be-
sonders hohe Bedarf an medizinischer Behandlungspflege wird durch eine arztliche Verordnung
oder die Feststellung durch eine gesetzliche oder private Krankenversicherung nachgewiesen.
Beihilfefahig sind die Kosten auch dann, wenn die auflerklinische Intensivpflege in einer vollsta-
tiondren Pflegeeinrichtung erfolgt.

Digitale Gesundheitsanwendungen (§ 25a BBhV)

Aufwendungen fiir Digitale Gesundheitsanwendungen sind nach dem neuen § 25a BBhV beihil-
fefihig, wenn diese von einer Arztin, einem Arzt, einer Psychotherapeutin oder einem Psycho-
therapeuten verordnet worden sind. Beihilfefdhig sind die im Verzeichnis digitaler Gesundheits-
anwendungen (DiGA-Verzeichnis) des Bundesinstituts fiir Arzneimittel und Medizinprodukte
aufgefiihrten digitalen Gesundheitsanwendungen bis zu den Kosten fir die Standardversion.

Digitale Pflegeanwendungen (§ 38g Absatz 2 BBhV)

Beihilfefihig sind Aufwendungen fiir digitale Pflegeanwendungen (DiPA) bei hiuslicher Pflege
entsprechend § 40a SGB XI unter der Voraussetzung, dass die Notwendigkeit der Versorgung mit
digitalen Pflegeanwendungen durch die private oder soziale Pflegeversicherung anerkannt wurde.
Beihilfefahig sind zudem ergdnzende Unterstiitzungsleistungen durch einen Pflegedienst bei der
Nutzung digitaler Pflegeanwendungen. Insgesamt sind die Aufwendungen zusammen bis zur Ho-
he von monatlich 50 Euro beihilfefihig.

Aufwendungen fiir Gerite bei Nutzung telemedizinischer Leistungen (§ 6 Absatz 4 BBhV)

Aufwendungen fiir telemedizinische Leistungen (z. B. Videosprechstunden) sind grundsitzlich
beihilfefdhig, da die BBhV diese nicht ausschlieft. Nicht beihilfefahig sind hingegen Kosten fiir die
Beschaffung und den Betrieb haushaltsiiblicher Kommunikationsmittel (z. B. Internetanschluss,
Smartphone oder Laptop), da diese regelméflig nicht nur auf die Nutzung der telemedizinischen
Mafdnahme ausgelegt sind und zur allgemeinen Lebensfithrung gehéren. Medizinisch-technische
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Gerite zur Fernkontrolle (z. B. Transmitter zur Ubertragung von Daten implantierter Medizin-
produkte) sind von dieser Regelung nicht erfasst.

Beihilfefihige Hilfsmittel (Anlage 11 zu § 25 Absatz 1 und 4 BBhV)

Nach arztlicher Verordnung sind Aufwendungen fiir ein Blutdruckmessgerit, Farberkennungs-
gerdt und ein Schlafpositionsgerit zur Lagetherapie bei positionsabhingiger obstruktiver Schlaf-
apnoe beihilfefdhig.

Gruppenpsychotherapeutische Grundversorgung (§ 18 Absatz 2 BBhV)

Aufwendungen fiir eine Gruppenpsychotherapeutische Grundversorgung als niederschwelliger
Zugang zu einem psychotherapeutischen Behandlungsangebot sind als neue Behandlungsform je
Krankheitsfall fiir bis zu vier Sitzungen in Einheiten von 100 Minuten beihilfefdhig.

Behandlungsumfang ambulanter psychotherapeutischer Leistungen (§§ 18, 18a BBhV)

Es wird klargestellt, dass eine Gruppenbehandlung unter entsprechender Erh6hung der Gesamt-
zahl auch mit einer Behandlungsdauer von 50 Minuten durchgefithrt werden kann.

Die beihilfefahigen Leistungen bei einer psychotherapeutischen Behandlung von Personen vor
Vollendung des 21. Lebensjahres und Menschen mit geistiger Behinderung wurden neu gefasst:

» Beihilfefdhig sind zwei zusatzliche probatorische Sitzungen.

» Unter Einbeziehung von Bezugspersonen sind bei Gruppenpsychotherapeutischer Grundver-
sorgung zusdtzlich 100 Minuten, bei einer psychotherapeutischen Akutbehandlung sechs zu-
sdtzliche Sitzungen und bei einer Kurzzeittherapie sechs zuséitzliche Sitzungen beihilfefihig.

Aufwendungen fiir eine Familien- und Haushaltshilfe (§ 28 Absatz 1 BBhV)

Der Bezugswert und der Faktor zur Berechnung des beihilfefdhigen Hochstbetrags fiir eine Fami-
lien- und Haushaltshilfe d&ndern sich. Die Aufwendungen sind kiinftig bis zur Hohe des 1,17-fa-
chen Betrages des Mindestlohns beihilfefahig. Ab 1. April 2024 gilt damit ein Betrag von bis zu

15 Euro pro Stunde.

w) Fahrtkosten bei Anschlussheil- und Suchtbehandlungen (§ 34 Absatz 5 BBhV)

Bei Hin- und Riickfahrt zu ambulanten Anschlussheil- und Suchtbehandlungen sind die Kosten
fr Fahrten, die durch die Rehabilitationseinrichtung selbst oder durch einem von diesem beauf-
tragten Dienstleister durchgefiihrt werden, bis zu 10 Euro pro Behandlungstag beihilfefdhig.

Fritherkennungsprogramm fiir erblich belastete Personen mit einem erhohten familidren
Brust- oder Eierstockkrebsrisiko (§ 41 Absatz 3 BBhV)

Aufwendungen fiir Mafnahmen im Rahmen des Fritherkennungsprogramms fiir erblich belas-
tete Personen mit einem erhéhten familidren Brust- oder Eierstockkrebsrisiko sind fiir beihilfe-
berechtigte und bertiicksichtigungsfihige Personen beihilfefihig, wenn die erbliche Belastung auf
einem Verwandtschaftsverhiltnis ersten bis dritten Grades beruht.

Beihilfefahig sind nach Mafigabe der Anlage 14 Aufwendungen fiir Risikofeststellung, Aufklarung
und interdisziplindre Beratung, genetische Untersuchung, intensivierte Fritherkennungs- und
Nachsorgemafinahmen.
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Fritherkennungsprogramm fiir erblich belastete Personen mit einem erhohten familidren
Darmkrebsrisiko (§ 41 Absatz 4 BBhV)

Aufwendungen fiir Mafnahmen im Rahmen des Friherkennungsprogramms fiir erblich belas-
tete Personen mit einem erh6hten familidren Darmkrebsrisiko sind fir beihilfeberechtigte und
bertiicksichtigungsfihige Personen beihilfefihig, wenn die erbliche Belastung auf einem Ver-
wandtschaftsverhiltnis ersten bis zweiten Grades beruht.

Beihilfefahig sind nach Mafigabe der Anlage 15 Aufwendungen fiir Risikofeststellung und inter-
disziplinire Beratung, Tumorgewebsdiagnostik, genetische Analyse (Untersuchung auf Keimmu-
tation), Fritherkennungsmafinahmen.

Kryokonservierung (§ 43 Absatz 7 BBhV)

Aufwendungen fiir die Kryokonservierung von Ei- oder Samenzellen oder von Keimzellgewebe
sind ohne Zustimmung der obersten Dienstbehdrde beihilfefdhig, wenn diese wegen einer Er-
krankung und deren Behandlung mit einer keimzellschddigenden Therapie medizinisch notwen-
dig erscheint, um spatere medizinische Mafinahmen zur Herbeifiihrung einer Schwangerschaft
vornehmen zu kénnen. Die Aufwendungen fiir eine Kryokonservierung kénnen jedoch héchstens
bis zum Erreichen der Hochstaltersgrenze fir eine kiinstliche Befruchtung als beihilfefahig aner-
kannt werden.

aa) Beriicksichtigung von Einkiinften mitausreisender Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartne-

rinnen oder Lebenspartner (§ 6 Absatz 2 BBhV)

Solange die Ehegattin, der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner mit einer bei-
hilfeberechtigten Person mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland nach § 3 BBhV in hauslicher
Gemeinschaft am Auslandsdienstort lebt, bleiben bei der Ermittlung der Einnahmen im Rahmen
der Einkommensgrenze die im Rahmen einer im Ausland aufgenommenen oder fortgefithrten
Erwerbstdtigkeit erzielten auslandischen Einkiinfte unbertcksichtigt.

Dies gilt kiinftig ebenso fiir die im Kalenderjahr der Ausreise an den ausldndischen Dienstort und
der Rickreise an den inldndischen Dienstort aus einer Erwerbstétigkeit erzielten inldndischen
Einkiinfte sowie der Versorgungsbeziige und Renteneinkiinfte der mitausreisenden Partnerinnen
und Partner.

Welche Anderungen treten am 1. Januar 2025 in Kraft?

Bezugspunkt der Einnahmen bei vollstationirer Pflege (§ 39 Absatz 3 BBhV)

Fir die Berechnung der einkommensabhingigen Mehrleistung bei vollstationirer Pflege ist nicht
mehr der Zeitpunkt der Antragstellung mafgeblich, sondern die im Kalenderjahr vor dem Ent-
stehen der pflegebedingten Aufwendungen erzielten Einnahmen. Betrachtet werden damit die
durchschnittlichen Einnahmen des Vorjahres zum jeweils abzurechnenden Pflegemonat.

Beriicksichtigung der Einkiinfte der beihilfeberechtigten Person aus selbstindiger und nicht
selbstindiger Arbeit (§ 39 Absatz 3 BBhV)

Neben den Dienstbeziigen oder Versorgungsbeziigen der beihilfeberechtigten Person sowie deren
Altersrenten sind auch etwaige Einklnfte aus selbstdndiger und nicht selbstindiger Arbeit nach
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§ 2 Absatz 2 Einkommensteuergesetz fiir die Mehrleistung bei vollstationérer Pflege zu bertick-
sichtigen. Bei Einkiinften aus selbstdndiger Arbeit ist dies damit der Gewinn und bei Einkiinften
aus nicht selbstindiger Arbeit der Uberschuss der Einnahmen tiber die Werbungskosten.

Durch den Verweis in § 50 Absatz 1 BBhV sind die Einkiinfte aus selbstindiger und nicht selb-
stindiger Arbeit ebenfalls bei der Ermittlung der Belastungsgrenze anzusetzen.

Weitere Informationen zu den jeweiligen Themen finden Sie in den gesonderten Merkblittern und
im Internet unter www.beihilfe.bund.de.

Mit freundlichen Griif3en

[hr Beihilfeteam
im Bundesverwaltungsamt
- Dienstleistungszentrum -

Bundesverwaltungsamt Seite 7 von 7


https://www.bva.bund.de/DE/Services/Bundesbedienstete/Gesundheit-Vorsorge/Beihilfe/beihilfe_node.html

	Merkblatt
	Zehnte Verordnung zur Änderung der Bundesbeihilfeverordnung
	1. Worum geht es in der Zehnten Änderungsverordnung?
	2. Was sind die wesentlichen Änderungen ab 1. April 2024?
	3. Welche Änderungen treten am 1. Januar 2025 in Kraft?




